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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr, 20. 


(Nr. 4873.) Geſetz, betreffend die Gebuͤhren und Koſten des Verfahrens bei Theilungen 
und bei gerichtlichen Verkaͤufen von Immobilien im Bezirk des Appella— 
tionsgerichtshofes zu Coͤln. Vom 3. Mai 1858. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, unter Aufhebung der Verordnung vom 27. Juli 1855. hinſichtlich 
der Gebühren und Koſten, welche das Verfahren bei Theilungen und bei ge= 
richtlichen Verkaͤufen von Immobilien veranlaßt (Geſetz vom 18. April 1855.), 
mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie fuͤr den Be— 
zirk des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln, was folgt: 


§. J. Allgemeine Beſtimmung. 


Artikel 1. 


Die Anſetzung und Erhebung der Gebuͤhren und Koſten ſoll nach Maaß⸗ 
gabe der in dem Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln geltenden Be⸗ 
mens und der nachfolgenden Abaͤnderungen und Ergänzungen derſelben 

attfinden. 


\ §. II. Beſtimmungen, betreffend das gerichtliche Vheilungs- 
verfahren. 


Artikel 2. 


Die Anwalte erhalten: 


1) fuͤr die Bittſchrift an den Praͤſidenten um Ernennung eines Kommiſſars 
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oder Notars (Art. 1. Abſatz 2, Art. 4. des Geſetzes vom 18. April 
1855.) die Gebuͤhr des Artikels 76. des Tarifs vom 16. Februar 1807.; 


2) für den Anwaltsakt, durch welchen die Verfügung des Prafidenten zur 
Ernennung des Kommiſſars oder Notars zugeſtellt wird, die Gebuͤhr 
des Artikels 70. des Tarifs; 


3) für den Antrag, betreffend die Beſtaͤtigung des Gutachtens der Sach⸗ 
verſtaͤndigen (Art. 3. des Geſetzes), ingleichen fuͤr den die Antwort dar⸗ 
auf enthaltenden Akt, die Gebuͤhr des Artikels 71. des Tarifs; 


4) fuͤr die Anfertigung des Hefts der Verkaufbedingungen (Art. 4. des 
Geſetzes) die Gebuͤhr des Artikels 72. Nr. 1. des Tarifs; 


5) fuͤr die Hinterlegung deſſelben beim Notar eine Vakation nach Artikel 
91. des Tarifs; 


6) fuͤr die Zuſtellung der Abſchrift des Hefts der Verkauf bedingungen 
an die Anwalte der Mitverſteigerer die Gebuͤhr des Artikels 70. des 
Tarifs; 

7) fuͤr die Abſchrift, welche zugeſtellt wird, die Gebuͤhr des Artikels 72. 
Nr. 2. des Tarifs; 


8) für den Antrag, betreffend die Streitigkeiten über die Verkaufbedingun⸗ 
gen, ingleichen für den Antrag, durch welchen ein verſpaͤteter Einſpruch 
gegen die Verkaufbedingungen wieder aufgenommen wird (Art. 5. des 
Geſetzes), ſowie fuͤr die Antwort darauf, die Gebuͤhr des Artikels 71. 
des Tarifs; 


9) fuͤr den Antrag auf Ermaͤchtigung zum Verkauf unter dem Schaͤtzungs⸗ 
preiſe (Art. 6. des Geſetzes), ingleichen für die Antwort darauf, die 
Gebuͤhr des Artikels 71. des Tarifs; 


10) für das Geſuch an den Notar um Beſtimmung eines Termins, in wel: 
chem die Parteien erſcheinen ſollen, um zu den Theilungsverrichtungen 
zu ſchreiten (Art. 7. des Geſetzes), die Gebuͤhr des Artikels 76. des Tarifs; 


11) fuͤr den Anwaltsakt, durch welchen die Mitbetheiligten aufgefordert wer— 
den, im Termin vor dem Notar zu erſcheinen, die Gebuͤhr des Artikels 
70. des Tarifs; N 


12) fuͤr den Antrag, um die vor dem Notar erhobenen Streitigkeiten zu er⸗ 
ledigen (Art. 8. des Geſetzes), ingleichen fuͤr die Antwort darauf, die 
Gebühr des Artikels 71. des Tarifs; 

13) im Falle ohne vorheriges Gutachten von Sachverſtaͤndigen ſowohl der 

Verkauf verordnet, als auch die Schaͤtzung durch das Gericht ſelbſt be— 
wirkt wird (Art. 2. des Geſetzes), fuͤr den vorhergegangenen muͤndlichen 
Vortrag das Doppelte der Gebühr des Tarifs; 

14) im Falle dem Antrage auf Beſtaͤtigung des Gutachtens der Sachver- 
ſtaͤndigen (Art. 3. des Geſetzes) oder auf Verordnung einer neuen Ver⸗ 

| ſtei⸗ 


fleigerung (Art. 6. des Geſetzes), oder auf Beſtaͤtigung der Theilung 
(Art. 981. der Civilprozeß-Ordnung) von keiner Partei widerſprochen 


wird, fuͤr den muͤndlichen Vortrag nur die Haͤlfte der Gebuͤhr des 
Tarifs; 


15) um die Theilungsklage durch den Gerichtsſchreiber viſiren zu laſſen 
(Art. 967. der Civilprozeß⸗Ordnung), keine Gebühr. 


Artikel 3. 


Den Notarien werden die Protokolle und Konferenzen, welche die ge— 
richtliche Theilung zum Gegenſtande haben, nebſt den zur Vorbereitung der⸗ 
ſelben erforderlich geweſenen Arbeiten, ſowie die Uebermittelung der Urſchrift 
des Protokolls über die Streitigkeiten zum Zweck der Hinterlegung auf dem 
Sekretariat, nach den darauf verwendeten Arbeitsſtunden bezahlt. Fuͤr eine 
jede Stunde werden funfzehn Silbergroſchen angeſetzt. Die angefangene Stunde 
wird fuͤr voll berechnet. Hierbei koͤnnen ohne Unterſchied, ob das Geſchaͤft am 
Wohnorte des Notars oder außerhalb deſſelben ſtattgefunden hat, die Gebuͤh⸗ 
ren nach der ganzen dazu wirklich verwendeten Zeit berechnet werden. 


Die allgemeinen Bemerkungen zu der Taxordnung für die Notarien uns 
ter Nr. 2. 4. 3. 8. kommen auch hier zur Anwendung. 


Die Notarien muͤſſen die verwendeten Stunden, unter Angabe des An— 
fangs und des Schluſſes der Arbeitszeit, ſowie ihre Gebuͤhren und Auslagen, 
bei Strafe von fünf Thalern, unter jedem Protokoll und jeder Ausfertigung 
gewiſſenhaft ſpezifiziren. N 

Jedes Protokoll muß nach Vorſchrift des Artikels 43. der Notariats⸗ 
Ordnung und bei Vermeidung der dort beſtimmten Strafe unter dem Tage 
ſeiner Aufnahme ins Repertorium eingetragen werden, auch wenn es nur den 
Anfang oder die Fortſetzung der Theilungsverhandlungen enthält. 


Artikel 4. 


Die Notarien find ferner bei Strafe von fünf Thalern verpflichtet, unter 
dem ſchließlichen Theilungsprotokoll und unter der Ausfertigung deſſelben die 
ſaͤmmtlichen in dem Verfahren für das Theilungsgeſchaͤft (ausſchließlich der 
Verrichtungen in Betreff der Verkaͤufe) berechneten Arbeitsſtunden, unter An⸗ 
gabe der Tage, ſowie die ſaͤmmtlichen Gebühren und Auslagen ſpeziell aufzu⸗ 
ſtellen; die nicht in dieſer Weiſe verzeichneten Gebuͤhren und Auslagen koͤnnen 
nicht erhoben werden. 


Artikel 5. 


Die von dem Notar fir die Theilungsgeſchaͤfte berechneten Gebühren 
und Auslagen koͤnnen auf Verlangen jedes Betheiligten oder, wenn Minder⸗ 
jährige oder denſelben gleichgeſtellte Perſonen oder Vermoͤgensmaſſen (Art. 29. 
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31. des Geſetzes vom 18. April 1855.) betheiligt find, auf Antrag der Staats⸗ 
anwaltſchaft durch den Praͤſidenten des Landgerichts, in deſſen Bezirk der No⸗ 
tar angeſtellt iſt, nach muͤndlicher oder ſchriftlicher Vernehmung des letzteren, 
mit Ruͤckſicht auf die Beſchaffenheit der Sache und die Muͤhewaltung des No⸗ 
tars bei derſelben, nach billigem Ermeſſen ermaͤßigt werden. 


Die Verfuͤgung des Praͤſidenten iſt einem Rechtsmittel nicht unterworfen. 
Durch dieſe Beſtimmung wird das Disziplinarverfahren im geeigneten Falle 
nicht ausgeſchloſſen. 


Artikel 6. 


Den Notarien wird der Akt uͤber die Hinterlegung der Verkaufbedin⸗ 
gungen (Art. 4. des Geſetzes vom 18. April 1855.) gleich einem Akt uͤber 
eine einſeitige Erklaͤrung nach der Zarordnung vom 25. April 1822. bezahlt; 
im Uebrigen kommen in Betreff der Gebuͤhren und Auslagen der Notarien fuͤr 
Verrichtungen, welche den Verkauf von Immobilien zum Gegenſtande haben, 
die Beſtimmungen des $. IV. dieſes Geſetzes zur Anwendung. 


§. III. Beſtimmungen, betreffend das außergerichtliche Thei⸗ 
lungsverfahren. 


Artikel 7. 


Fuͤr den Akt uͤber die außergerichtliche Theilung (Art. 12., Art. 13. 
Nr. 1. des Geſetzes vom 18. April 1855.) oder uͤber die Vereinbarung zum 
Verkauf (Art. 22. Nr. 1.), ſowie fuͤr die zur Herbeifuͤhrung derſelben erfor⸗ 
derlich geweſenen Vorarbeiten, ſtattgefundenen Verhandlungen und Konferenzen 
uͤber Aufſtellung der Maſſe, uͤber Feſtſtellung der Anſpruͤche und Berechnun⸗ 
gen und uͤber Auseinanderſetzung der Betheiligten, ingleichen fuͤr die Protokolle 
über Looſeziehung, Uber Tauſche von Loofen und uͤber Vergleiche bei der Thei— 
lung (Art. 15.) erhalten die Notarien Gebuͤhren nach den Arbeitsſtunden; fuͤr 
jede Stunde werden funfzehn Silbergroſchen angeſetzt, die angefangene Stunde 
wird fuͤr voll berechnet. 


Die ſaͤmmtlichen Beſtimmungen des Artikels 3. dieſes Geſetzes finden 
auch hier Anwendung. 


Artikel 8. 


Was in Artikel 4. dieſes Geſetzes wegen Angabe der Arbeitszeit und 
der Gebuͤhren und Auslagen in Beziehung auf das ſchließliche Theilungspro⸗ 
tokoll und deſſen Ausfertigung beſtimmt iſt, gilt in gleicher Weiſe und unter 
denſelben Nachtheilen der Zuwiderhandlung auch in Beziehung auf die Thei⸗ 
lungsurkunde bei der außergerichtlichen Theilung und in Beziehung auf 115 
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Urkunde der Vereinbarung über den Verkauf, ſowie in Beziehung auf die Aus: 
fertigungen derſelben. 


Die Beſtimmungen des Artikels 5. finden gleichfalls hier Anwendung. 
Artikel 9. 


Die Notarien erhalten: 


4) für den Akt über die Hinterlegung der Beſtaͤtigung der Theilung oder 
der Vereinbarung uͤber den Verkauf (Art. 19. 24. des Geſetzes) die 
. für eine einſeitige Erklärung nach der Tarordnung vom 25. April 

N.; E 

2) für die Beſcheinigung darüber, ob und wann die Hinterlegung der Be— 
ftätigung der Theilung oder der Vereinbarung über den Verkauf ſtatt⸗ 
gefunden hat, die in der gedachten Taxordnung unter dem Satze: „No⸗ 
tariats-Atteſt“ beſtimmte Gebühr. 


Artikel 10. 


| 
| 
Bei dem Friedensgericht dürfen für Familienrathsbeſchluͤſſe, welche die 

Genehmigung der außergerichtlichen Theilung oder die Vereinbarung uͤber den 
Verkauf betreffen, drei Vakationen in Anſatz kommen, wenn die entſprechende 
Zeit wegen beſonderer Schwierigkeiten hat verwendet werden muͤſſen. Iſt dies 
nicht der Fall, ſo bleibt es bei der Beſtimmung, welche die Anmerkung zu Ar⸗ 
tikel 4. des Tarifs vom 16. Februar 1807. enthält. 


| Artikel 11. 


Die Anwalte erhalten: 


1) für die Bittſchrift an die Rathskammer um Beſtaͤtigung der Theilung 
oder der Vereinbarung über den Verkauf, oder um Beftätigung des Faz 
milienrathsbeſchluſſes, welcher die Genehmigung enthaͤlt (Art. 17., Art. 
23. letzter Abſatz, Art. 29. des Geſetzes vom 18. April 1855.), die 
Gebuͤhr des Artikels 79. des Tarifs vom 16. Februar 1807. 

Wird auf die Bittſchrift ein Vorbeſcheid erlaſſen, fo kann für die 
ſelbe, ſowie für jede folgende Bittſchrift, nur die Gebühr des Artikels 78. 
| des Tarifs berechnet werden; 


2 fuͤr die Bittſchrift an die Rathskammer um Verordnung einer neuen 
Verſteigerung im Falle des letzten Abſatzes des Artikels 25. des Gee 
ſetzes die Gebuͤhr des Artikels 78. des Tarifs; 


3) für die Bittſchrift an den Landgerichtspraͤſidenten um Ernennung eines 

Notars in dem durch Artikel 25. des Geſetzes bezeichneten Falle, oder 

| um Ernennung von Sachverfiändigen im Falle des Artikels 27. des 
Geſetzes die Gebuͤhr des Artikels 76. des Tarifs. 
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$. IV. Beſtimmungen, betreffend den gerichtlichen Verkauf von 
Immobilien. 


Artikel 12. 
Die Anwalte erhalten: 


1) für die Bittſchrift an die Rathskammer um Verordnung des Verkaufs 
oder um Beſtaͤtigung des den Verkauf betreffenden Familiemathsbe⸗ 
ſchluſſes (Art. 31. 32. des Geſetzes vom 18. April 1855.), ingleichen 
für die Bittſchrift um die Ermächtigung zum Verkauf unter dem 
Schaͤtzungspreiſe (Art. 50. des Geſetzes), die Gebuͤhr des Artikels 78. 
des Tarifs vom 16. Februar 1807. 

Wird auf die Bittfchrift ein Vorbeſcheid erlaffen, fo kann für die— 
ſelbe, ſowie fuͤr jede folgende Bittſchrift, nur die Gebuͤhr des Artikels 76. 
des Tarifs berechnet werden; 


2) um im Falle des Artikels 70. des Geſetzes auf dem Sekretariat die 
Aufnahme des Aktes, durch welchen die Buͤrgſchaft uͤbernommen wird, 
zu bewirken und die Nachweiſe uͤber die Zahlungsfaͤhigkeit des Buͤrgen 
zu hinterlegen, eine Vakation nach Artikel 91. des Tarifs; N 


3) um auf dem Sekretariat die Nachweiſe uͤber die Zahlungsfaͤhigkeit des 
Buͤrgen einzuſehen, eine Vakation nach Artikel 91. des Tarifs; 


4) fuͤr die Amtsverrichtungen in dem Verfahren, welches gemaͤß Artikel 64., 
Artikel 71. und Artikel 84. des Geſetzes vom 18. April 1855. ſtattfin⸗ 
det, die Gebuͤhren fuͤr ſummariſche Sachen nach Artikel 67. des Tarifs 
vom 16. Februar 1807. 


Artikel 13. 


Die Notarien liquidiren nach der Taxordnung vom 25. April 1822. 
unter dem Satze: „Subhaſtation von Immobilien.“ 


Hierbei treten folgende Beſtimmungen ein: 


a) Neben der Gebuͤhr fuͤr die öffentliche Bekanntmachung koͤnnen die an⸗ 
zuheftenden Abſchriften nach der Pofition „Abſchrift“ in der Taxordnung 
vom 25. April 1822., ſowie die Auslagen für die Inſertion in die oͤf⸗ 
fentlichen Blaͤtter berechnet werden. 


b) Gir Anfertigung des Hefts der Verkaufbedingungen erhält der Notar 
die in der Taxordnung vom 25. April 1822. unter dem Satze „Sub⸗ 
haſtation von Immobilien litt. b.“ beſtimmte Gebuͤhr, jedoch nur die 
Hälfte dieſer Säge, wenn derſelbe für Entwerfung der Kaufbedingun⸗ 
gen ſchon anderweitig eine Vergütung erhalten Hat (Art. 22. des Gee 
ſetzes vom 18. April 1855.). i 

c) Eines 


19 a 


ee 
c) Eines Aktes über die Hinterlegung des Hefts der Verkaufbedingungen 


bedarf es nur bei dem gerichtlichen Theilungsverfahren, aber auch bei 


dieſem nur dann, wenn der mit dem Verkaufe beauftragte Notar das 

Heft der Verkaufbedingungen nicht ſelbſt angefertigt hat. Fuͤr den Akt 

Gebohr. Hinterlegung des letzteren erhalten die Notarien keine beſondere 
ebuͤhr. 


d) Fuͤr Offenlegung der Kaufbedingungen oder des Gutachtens der Sach— 
verſtaͤndigen, für Ertheilung von Auskunft, für die Beifuͤgung von Mad: 
weiſen zu dem Heft der Bedingungen und fuͤr ſonſtige, die Verſteige— 
rung vorbereitende Verrichtungen wird nichts verguͤtet, dagegen die auf 
Anfertigung des Eingangs zum Verkaufsprotokoll vor dem Termin ver: 
wendete Zeit bei der fuͤr Abhaltung des Verkaufs zu berechnenden Zeit 
mit in Anſchlag gebracht. 


e) Fuͤr die dem betreibenden Anwalte auf deſſen Verlangen zu gebende 
Abſchrift des Hefts der Verkaufbedingungen werden die in der Tax— 
Ordnung vom 25. April 1822. unter Poſition „Abſchrift“ beſtimmten 
Gebuͤhren berechnet. a 5 


f) Der Notar kann einen Ausrufer zur Verſteigerung der Immobilien zus 
ziehen, wenn er es fuͤr erforderlich erachtet. Die Wahl deſſelben ſteht 
dem Notar zu. Als Gebühren für den Ausrufer kommen funfzehn Gils 
bergrofchen für die erſte Stunde, fünf Silbergroſchen für jede folgende 
Stunde in Rechnung. 


g) Der Vorſchrift des Artikels 49. Nr. 4. des Geſetzes vom 18. April 
1855. wird dadurch genuͤgt, daß im Verſteigerungsprotokoll auf das 
bei den Urſchriften des Notars beruhende Heft der Verkaufbedingungen 
Bezug genommen, ſodann letzteres ſeinem ganzen Inhalte nach bei dem 
Anfange der Verſteigerung vorgeleſen und dieſe Vorleſung im Berftet- 
gerungsprotokoll erwaͤhnt wird. 

Bei der Ausfertigung des Verſteigerungsprotokolls ſind alsdann 
aus dem Heft der Verkaufbedingungen die Erwaͤhnung der betreffenden 
Eigenthumstitel, ſowie die Kaufbedingungen mit auszufertigen, jedoch 
nicht die Verfuͤgung des Gerichts, durch welche der Verkauf verordnet 
worden, der beſtaͤtigte Familienrathsbeſchluß und das Gutachten der 
Sachverſtaͤndigen. Die zum Zwecke des Verfahrens bei dem Notar 
hinterlegten Ausfertigungen der letztgedachten drei Schriftſtuͤcke (Art. 36. 
des Geſetzes vom 18. April 1855.) bleiben bis nach erfolgter Verſtei⸗ 
gerung im Gewahrſam des Notars. Inſofern dieſe Ausfertigungen 
nicht in den Verkaufbedingungen dem Verkaͤufer vorbehalten ſind, hat 
der Notar dieſelben dem Anſteigerer mit der exekutoriſchen Ausfertigung 
des Verſteigerungsprotokolls zu uͤbergeben; wenn die Grundſtuͤcke im 
Einzelnen angeſteigert wurden, fo erhält die Ausfertigungen der Anſtei⸗ 
gerer des Grundſtuͤcks, an deſſen Erwerb nach Inhalt der Verkauf: 
bedingungen der Anſpruch auf die hinterlegten Ausfertigungen geknuͤpft 
iſt, in Ermangelung einer ſolchen Beſtimmung der Anſteigerer, welch 
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den hoͤchſten Kaufpreis zu zahlen hat; die uͤbrigen Anſteigerer können 
bei entſtehendem Beduͤrfniß auf ihre Koſten neue Ausfertigungen bei der 
Gerichtsſchreiberei entnehmen. 
Iſt bei der Verſteigerung der Schaͤtzungspreis nicht geboten wor⸗ 
{ den, fo find Die betreffenden Urfunden demjenigen, der fie übergeben hat, 
auf Verlangen zur weiteren Veranlaſſung zuruͤckzugeben. 


h) Ueber das Aufgeld muß der Notar dem Verkaͤufer Rechnung legen; 
was nach Abzug der geſetzlichen Gebühren und Auslagen davon übrig 
bleibt, tritt dem Kaufpreiſe hinzu. 


Artikel 14. 


Die Notarien erhalten fuͤr das Protokoll uͤber das Verlangen des Wie⸗ 
derverkaufs, in welchem die Beſcheinigung uͤber Nichterfuͤllung der Bedingun⸗ 
gen enthalten iſt (Art. 55. des Geſetzes vom 18. April 1855.), die in der Tax⸗ 
Ordnung vom 25. April 1822. unter dem Satze: „einfeitige Erklärung‘ be- 
willigte Gebuͤhr und die Gebuͤhren fuͤr die Zeugen. 


Findet ein Verfahren vor dem Praͤſidenten ſtatt, fo wird nach Vakatio⸗ 
nen gerechnet. 


Artikel 15. 


Die Gebuͤhren beim Friedensgericht in dem Verfahren der Artikel 69. 
bis 87. des Geſetzes vom 18. April 1855. werden nach der Gebuͤhrentaxe fuͤr 
das Subhaſtations verfahren angeſetzt. 


Sir die Aufnahme des Antrags auf Verſteigerung (Art. 73. des Ge⸗ 
ſetzes), fuͤr die Abfaſſung des Verſteigerungspatents (Art. 74. daſelbſt) und 
fuͤr die Abhaltung des Verſteigerungstermins und die Abfaſſung des Proto— 
kolls daruͤber (Art. 76 — 81. daſelbſt) find die Gebühren wie nach a. c. 
5 d. ‘es Gebuͤhrentaxe zur Subhaſtations-Ordnung vom 1. Auguft 1822. 
zu beziehen. 


§. V. Gemeinſame Beſtimmungen, das außergerichtliche Thei⸗ 
lungsverfahren und den poi ik Verkauf von Immobilien 
betreffend. 


Artikel 16. 


Die Gebuͤhren der Sachverftändigen zur Begutachtung der Theilbarkeit, 
Schaͤtzung oder Looſebildung (Art. 18. 23. 27. 33. des Geſetzes vom 18. April 
1855.) werden nach Maaßgabe der Artikel 159. bis 163. des SEHR. vom 
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16. Februar 1807. durch den Richter, vor welchem die Vereidung erfolgt iſt, 
feſtgeſetzt und exekutoriſch erklaͤrt. 


Artikel 17. 


Fuͤr die Verrichtungen in Betreff der Ernennung und Vereidung von 
Sachverſtaͤndigen liquidiren die Friedensrichter und Gerichtsſchreiber ihre Ges 
buͤhren nach der Order vom 28. April 1832.; für die Hinterlegung des Gut⸗ 
achtens erhalten ſie keine Gebuͤhr. Die Beſtimmung des Artikels 15. des Ta⸗ 
rifs vom 16. Februar 1807. wird hierdurch nicht beruͤhrt. 


Das Gutachten und die Protokolle uͤber die Vereidung der Sachver⸗ 
ftändigen und die Hinterlegung des Gutachtens bleiben in Urſchrift bei dem 
Gericht, bei welchem die Vereidung und die Hinterlegung erfolgt iſt, und wer: 
den von dem Gerichtsſchreiber dieſes Gerichts ausgefertigt. 


Artikel 18. 


Ueber die Einreichung der Ausfertigung des bei einem anderen Gericht 
hinterlegten Gutachtens von Sachverſtaͤndigen (Art. 18. 23. 27. 34. des Ge⸗ 
ſetzes vom 18. April 1855.), ſowie über die Einreichung des Familienraths— 
Beſchluſſes zur Beſtaͤtigung (Art. 17. 23. 32. 50. des Geſetzes) wird ein Hin⸗ 
terlegungsakt auf dem Sekretariat nicht aufgenommen. 


Artikel 19. 


In die Ausfertigung des Rathskammer-Beſchluſſes, welcher die Beſtaͤti⸗ 
ung der außergerichtlichen Theilung oder der Vereinbarung uͤber den Ver⸗ 
fauf oder die Beſtaͤtigung des die Genehmigung enthaltenden Familienraths— 
Beſchluſſes betrifft, ingleichen in die Ausfertigung des Rathskammer-Beſchluſſes, 
welcher die Verordnung des gerichtlichen Verkaufs von Immobilien, oder die 
Beſtaͤtigung des desfallſigen Familienraths-Beſchluſſes betrifft, werden die Bitt⸗ 
ſchrift des Anwalts, die Verfuͤgungen des Praͤſidenten (Art. 885. der Civil⸗ 
prozeß⸗Ordnung) und die Antraͤge der Staatsanwaltſchaft nicht aufgenommen. 


Die Verfuͤgungen des Prafidenten und die Anträge der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft werden unter die Bittſchrift des Anwalts geſchrieben, welche bei dem 
Gerichte zuruͤckbleibt. In dem Rathskammer-Beſchluß iſt der Beſchluß des 
Familienraths, unter Angabe des Datums, genau zu bezeichnen und zu erwaͤh— 
nen, daß der ſchriftliche Antrag der Staatsanwaltſchaft und der Vortrag eines 
Berichterſtatters vorhergegangen ſind. 


Der Ausfertigung des Rathskammer-Beſchluſſes, welcher die Beſtaͤtigung 
ertheilt, wird die von dem Anwalt eingereichte Ausfertigung des Familienraths- 
Beſchluſſes vermittelſt des Gerichtsſiegels beigeheftet. 
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$. VI. Schlußbeſtimmung. 
Artikel 20. 


Die bis dahin geltenden Vorſchriften in Betreff des Armenrechts und 
in Betreff der Koſten in Vormundſchaftsſachen finden auch in dem durch das 
Geſetz vom 18. April 1855. geregelten Verfahren Anwendung. 


Die baaren Auslagen können überall gefordert und eingezogen werden. 
Zu denſelben ſind die Koſten der nothwendigen Kopialien, zu Einem Silber— 
groſchen fuͤr die Rolle, zu rechnen. 


Wenn die Vormundſchaft einſtweilen koſtenfrei bearbeitet wird, ſo kann 
gleichwohl in allen Fallen, in welchen einem Bevormundeten durch die Thei— 
lung oder durch den Verkauf ein reines Vermoͤgen im Werthe von fuͤnfhund— 
dert Thalern oder mehr uͤberwieſen iſt, der auf denſelben fallende Antheil der 
Gebuͤhren und Koſten des Verfahrens ſofort von ihm eingezogen werden. 


In Betreff der Stempelabgabe zu den Verhandlungen in dieſem Ver⸗ 
fahren bleibt es bei den darauf bezuͤglichen geſetzlichen Beſtimmungen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruct- 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 3. Mai 1858. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſlaͤt des Königs: 
(L. S.) Prinz von Preußen. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Maſſow. Gr. v. Walderſee. 
v. Manteuffel II. 


(Nr, 4874.) 


IE tae 
* N 
* 

oh 


ate 


(Nr. 4874.) Bekanntmachung der zwifchen den Zollvereinsſtaaten und Großbritannien in Betreff 
der Handelsverhaͤltniſſe zu den Vereinigten Staaten der Joniſchen Inſeln 


am 11. November 1857. vereinbarten Deklaration. 


Erklärung. 


Die Preußiſche Regierung, ſowohl fuͤr 
Sich und in Vertretung der Ihrem Zoll— 
und Steuerſyſtem angeſchloſſenen ſouve— 
rainen Laͤnder und Landestheile, naͤmlich: 
Luxemburgs, Anhalt-Deſſau-Coͤthens, 
Anhalt⸗Bernburgs, Waldes und Pyr- 
monts, Lippes und Meiſenheims, als 
auch im Namen der uͤbrigen Staaten 
des Zollvereins, naͤmlich: Bayerns, Sach— 
fens, Hannovers (einſchließlich des Fuͤr— 
ſtenthums Schaumburg-Lippe), Wuͤrt⸗ 
tembergs, Badens, des Kurfuͤrſtenthums 
Heſſen, des Großherzogthums Heſſen 
Ceinfchließlich des Amtes Homburg), der 
Staaten des Thuͤringiſchen Zoll- und 
Handelsvereins, naͤmlich: Sachſen-Wei⸗ 
mar⸗Eiſenachs, Sachſen-Meiningens, 
Sachſen-Altenburgs, Sachſen-Coburg⸗ 
Gothas, Schwarzburg-Rudolſtadts, 
Schwarzburg-Sondershauſens, Reuß 
älterer Linie und Reuß jüngerer Linie, 

Braunſchweigs, Oldenburgs, Naſſaus 
und der freien Stadt Frankfurt, einer— 
ſeits, und die Großbritanniſche Regie— 
rung andererſeits, ſind uͤbereingekommen, 
feſtzuſetzen, was folgt: 


Da die Joniſchen Inſeln unter dem 
Schutze Ihrer Britiſchen Majeſtaͤt ſte— 
hen, ſo ſollen die Unterthanen und Schiffe 
dieſer Inſeln in den Gebieten der vor— 
benannten Staaten des Zollvereind alle 
diejenigen Beguͤnſtigungen in Handels- 
und Schiffahrts angelegenheiten, welche 
daſelbſt den Unterthanen und Schiffen 
von Großbritannien bewilligt ſind, ge⸗ 
nießen, ſobald die Regierung der Joni⸗ 

(Nr. 4874.) 


Bom 4. Mai 1858. 


Declaration. 


The Government of Prussia in Its 
own name, and representing the so- 
vereign States and territories united 
to the Prussian system of Customs 
and contributions, that is to say: 
Luxemburg, Anhalt-Dessau-Coethen, 
Anhalt-Bernburg, Waldeck and Pyr- 
mont, Lippe and Meisenheim, as well 
as in the name of the Governments 
of the other States, Members of the 
Zollverein, that is to say: Bavaria, 
Saxony, Hannover (the Principality 
of Schaumburg - Lippe included), 
Wurttemberg, Baden, Electoral 
Hesse, Grand-Ducal Hesse (the bai- 
liwick of Homburg included), the 
States forming the Customs- and 
Commercial Union, called the States 
of Thuringia, viz Saxe- Weimar-Eise- 
nach, Saxe-Meiningen, Saxe- Alten- 
burg, Saxe-Coburg-Gotha, Schwarz- 
burg-Rudolstadt, Schwarzburg-Son- 
dershausen, the elder branch of 
Reuss, and the younger branch of 
Reuss, Brunswick, Oldenburg, Nas- 
sau and the Free Town of Frank- 
fort, on the one part, and the Go- 
vernment of Great-Britain on the 
other part, have agreed upon the 
following stipulation: 

The Ionian Islands being under 
the Protection of Her Britannick 
Majesty, the subjects and vessels of 
those Islands shall enjoy in the do- 


‚minions of the above enumerated 


States of the Zollverein all the ad- 
vantages in matters of commerce 
and navigation which are there gran- 
ted to the subjects and vessels of 
Great-Britain, as soon as the Govern- 
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ſchen Inſeln eingewilligt haben wird, 
den Unterthanen und Schiffen der vor⸗ 
gedachten Staaten des Zollvereins die⸗ 
ſelben Beguͤnſtigungen zu gewaͤhren, 
welche in dieſen Inſeln den Unterthanen 
und Schiffen Großbritanniens bewilligt 
ſind; es verſteht ſich, daß zur Vermei⸗ 
dung von Mißbraͤuchen jedes Joniſche 
Schiff, welches die Beſtimmungen der 
gegenwaͤrtigen Erklaͤrung in Anſpruch 
nimmt, mit einem von dem Lord-Ober- 
Kommiſſair oder deſſen Stellvertreter 
unterzeichneten Patente verſehen ſein ſoll. 

Zu Urkund deſſen haben die Unter⸗ 
zeichneten, der Miniſterpraͤſident, Mi⸗ 
niſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten 
Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs von Preu⸗ 
ßen, und der außerordentliche Geſandte 
und bevollmaͤchtigte Miniſter Ihrer Ma⸗ 
jeſtaͤt der Königin des Vereinigten Koͤ⸗ 
nigreichs von Großbritannien und Ir⸗ 
land am Hofe von Berlin, auf Grund 
erhaltener Ermächtigung, die gegenwar- 
tige Erklaͤrung vollzogen und mit ihren 
Wappenſiegeln verſehen. 

Geſchehen zu Berlin, den 11. No⸗ 
vember 1857. 


Manteuffel. 
(L. S.) 


Bloomfield. 
(L. S.) 


ment of the Ionian Islands shall 
have agreed to grant to the subjects 
and vessels of the aforesaid States 
of the Zollverein the same advanta- 
ges, which are granted in those Is- 
lands to the ‘subjects and vessels of 
Great - Britain, it being understood 
that in order to prevent abuses, every 
Tonian vessel claiming the benefits 
of the present declaration shall be 
furnished with a Patent signed by 
the Lord High Commissioner or by 
his Representative. 

In witness where of the Undersig- 
ned, His Prussian Majesty's President 
of the Council, and Minister for Fo- 
reign Affairs and Her Britännick 
Majesty's Envoy Extraordinary and 
Minister Plenipotentiary at the Court 
of Berlin duly authorized, have sig- 
ned the present Declaration and haye 
affixed thereto the Seals of their 
Arms. 


Done at Berlin, the eleventh day 
of November 1857. 


Manteuffel. Bloomfield. 
(L. S.) (L. S.) 


Vorſtehende Erklaͤrung wird, nachdem die darin vorbehaltene Genehmigung vom 
Joniſchen Senate mittelſt Beſchluſſes vom 6. Februar d. J. ertheilt und die Aus⸗ 
führung des getroffenen Abkommens in den Vereinigten Staaten der Joniſchen 


Inſeln angeordnet worden iſt, 
Berlin, den 4. Mai 1858. 


hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 


Der Miniſterpräſident, Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 


v. Manteuffel. 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


. there 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


